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Drucksache 1881 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. November 1955 

3 — 50400 — 2730/55 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Angleichung der 
Dienstbezüge von Vollzugsbeamten des Bundes- 
grenzschutzes an die Besoldung der Freiwilligen 
in den Streitkräften (Besoldungsangleichungs- 
gesetz für den Bundesgrenzschutz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 148. Sitzung am 28. Oktober 1955 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu der Gesetzesvorlage 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bun- 
desrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c. Blücher 


Drucdc; Bonner Universitäts-BuchdruUcerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3561 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Angleichung der Dienstbezüge von Vollzugsbeamten des Bundes- 
grenzschutzes an die Besoldung der Freiwilligen in den Streitkräften 

(Besoldungsangleichungsgesetz für den Bundesgrenzschutz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Die Vollzugsbeamten des Bundesgrenz- 
schutzes mit einer vor dem 8. Mai 1945 lie- 
genden Dienstzeit als Soldat erhalten zu 
ihren Dienstbezügen eine monatliche wider- 
rufliche ruhegehaltfähige Zulage, sofern ihr 
Grundgehalt niedriger ist als das der ver- 
gleichbaren Freiwilligen in den Streitkräften 
mit einer entsprechenden Dienstzeit als Sol- 
dat. Die vor dem 8. Mai 1945 liegende 
Dienstzeit als Polizeivollzugsbeamter wird 
hierbei wie eine Dienstzeit als Soldat be- 
wertet. 


§ 2 

Die Höhe der Zulage richtet sich jeweils 
nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem 
monatlichen Grundgehalt, das dem Vollzugs- 
beamten des Bundesgrenzschutzes nach der 
Besoldungsordnung A oder B des Besoldungs- 
gesetzes vom 16. Dezember 1927 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 349) In der Fassung des Dritten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Besoldungsrechts vom 27. März 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 81), und dem monatlichen 
Grundgehalt, das einem vergleichbaren Frei- 
willigen in den Streitkräften mit einer ent- 
sprechenden Dienstzeit als Soldat nach der 
auf Grund des § 4 des Gesetzes über die vor- 
läufige Rechtsstellung der Freiwilligen In den 
Streitkräften vom 23. Juli 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 449) erlassenen Rechtsverord- 
nung über die Besoldung der Freiwilligen In 
den Streitkräften vom 15. Oktober 1955 


(Bundesgesetzbl. I S. 657) zusteht. Das 
Grundgehalt umfaßt auch die ruhegehalt- 
fähigen Zulagen und besonderen Zuschläge 
nach § 5 des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Besoldungsrechts vom 6. De- 
zember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 939) und 
§ 7 des Dritten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Besoldungsrechts. 


§ 3 


Vergleichbar im Sinne der §§ 1 und 2 sind 


im Bundesgrenzschutz: in den Streit- 

kräften: 


Grenzoberjäger, 

Obermatrose im Bundes- 
grenzschutz Gefreiter 


Wachtmeister im Bundes- 
grenzschutz, 

Maat ifn Bundesgrenzschutz Obergefreiter 


Oberwachtmeister Im Bun- 
desgrenzschutz, 

Obermaat im Bundesgrenz- 
schutz Unteroffizier 


Hauptwachtmeister im Bun- 
desgrenzschutz, 

Hauptmaat Im Bundesgrenz- 
schutz Feldwebel 

Meister im Bundesgrenz- 
schutz Oberfeldwebel 
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(im Bundesgrenzschutz; 

in 

den Streitkräften:) 

(im Bundesgrenzschutz; in 

den Streitkräften:) 

Obermeister 

grenzschutz 

im 

Bundes- 

Stabs- 

Oberstleutnant im Bundes- 
grenzschutz, 




feldwebel 

Oberstabskapitän im Bun- 
desgrenzschutz 

Oberst- 


Leutnant im 

Bundesgrenz- 



leutnant 

schütz 



Leutnant 

Oberst im Bundes- 
grenzsdiutz, 


Oberleutnant 

im 

Bundes- 


Kapitän im Bundes- 


grenzschutz 



Oberleutnant 

grenzschutz 

Kommandeur Im Bundes- 

Oberst 

Hauptmann 

grenzschutz, 

im 

Bundes- 


grenzschutz 

Brigade- 

general. 

Kapitänleutnant im 

Bundes- 


§ 4 

grenzschutz 



Hauptmann 






Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die 

Major Im Bundes- 



Verkündung folgenden Monats in Kraft. Es 

grenzschutz, 




tritt außer Kraft mit dem Inkrafttreten des 

Stabskapitän 

im 

Bundes- 


Besoldungsgesetzes für die 

Soldaten, spä- 

grenzschutz 



Major 

testens am 31. März 1956. 


Begründung 


Die auf Grund des § 4 des Freiwilligengeset- 
zes von der Bundesregierung erlassene Rechts- 
verordnung über die Besoldung der Frei- 
willigen in den Streitkräften vom 15. Okto- 
ber 1955 (BGBl. I S. 657) führt in Einzel- 
fällen dazu, daß bei vergleichbaren Dienst- 
graden die Bezüge der Freiwilligen in den 
Streitkräften hoher sind als die von Voll- 
zugsbeamten des Bundesgrenzschutzes mit 
gleicher Dienstzeit als Soldat. Dies sollte im 
Hinblick auf die Ähnlichkeit der Dienstgestal- 
tung und im Interesse der besoldungsmäßigen 
Gleichbehandlung vergleichbarer Laufbahn- 
verhältnisse vermieden werden. Damit 
könnte auch gleichzeitig einer etwaigen Ab- 
sicht von Angehörigen des Bundesgrenz- 
schutzes, gleichbewertete, aber höher besol- 
dete Funktionen In den Streitkräften anzu- 
streben, entgegengewirkt werden. 

Der Entwurf sieht daher die Zahlung einer 
widerruflichen ruhegehaltfähigen monat- 
lichen Ausgleichszulage an diejenigen Voll- 
zugsbeamten des Bundesgrenzschutzes vor, 
deren Dienstbezüge bei sonst gleicher Dienst- 
postenbewertung und gleichen Vordienstzel- 


ten unter denen der Freiwilligen in den 
Streitkräften liegen. Die Vergleidibarkeit der 
Laufbahnverhältnisse macht es erforderlich, 
auch die ehemaligen Polizeivollzugsbeamten 
in die Regelung einzubeziehen, zumal es aus 
innerdienstlichen Gründen nicht zu vertreten 
ist, sie schlechter zu stellen als die ehemaligen 
Soldaten. 

Die Regelung soll der künftigen Besoldung 
der Vollzugsbeamten des Bundesgrenzschut- 
zes nicht vorgreifen. 

Zur Vermeidung umständlicher Verwaltungs- 
arbeit wurde als Termin des Inkrafttretens 
der Erste eines Monats gewählt. 

Mit dem Erlöschen der der Bundesregierung 
gegebenen Ermächtigung zur Festsetzung der 
Besoldung der Freiwilligen in den Streitkräf- 
ten verliert auch die vorgesehene Regelung 
ihre sachliche Grundlage. Sie war deshalb in 
der Gültigkeit ebenso wie § 4 des Freiwilligen- 
gesetzes bis zum Inkrafttreten eines Besol- 
dungsgesetzes für die Soldaten, spätestens bis 
zum 31. März 1956, zu beschränken. 



Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 28. Oktober 1955 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 6. Oktober 1955 — 3 — 50400 — 
2730/55 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 148. Sitzung am 28. Oktober 1955 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, den 

Entwurf eines Gesetzes zur Angleichung der 
Dienstbezüge von Vollzugsbeamten des Bundes- 
grenzschutzes an die Besoldung der Freiwilligen 
in den Streitkräften (Besoldungsangleichungs- 
gesetz für den Bundesgrenzschutz) 

mit folgender Begründung abzulehnen: 

Begründung 

Nach der Begründung, die dem Entwurf der Verordnung über die 
Besoldung der Freiwilligen in den Streitkräften beigegeben war, 
soll die darin getroffene Regelung wegen der beim Aufbau der 
Streitkräfte zu berücksichtigenden besonderen Verhältnisse nur eine 
vorläufige sein und in keinem Punkt der endgültigen gesetzlichen 
Regelung der Soldatenbesoldung vorgreifen. Dies ist von den Ver- 
tretern der Bundesregierung auch im Bundesrat nachdrücklich be- 
tont worden. 

Für die Vollzugsbeamten des Bundesgrenzsdiutzes liegen die beson- 
deren Verhältnisse, die für die Freiwilligen-Regelung maßgeblich 
waren, nicht vor. Die Ausdehnung der Freiwilligen-Regelung auf 
die Vollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes, die sich zwangs- 
läufig auch auf die Polizeibeamten der Länder und mittelbar auch 
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auf einen großen Teil der übrigen Beamten auswirken müßte, 
würde die Regelung ihres Übergangscharakters entkleiden und der 
kommenden Besoldungsneuregelung entscheidend vorgreifen. Da- 
mit würde eine organische und in allen Einzelheiten sinnvoll auf- 
einander abgestimmte Besoldungsneuordnung auf das schwerste ge- 
fährdet; dies muß aber vermieden werden. Die Relation der Ge- 
hälter der Beamten des Bundesgrenzschutzes und der Polizei- 
beamten der Länder zu den Bezügen der Angehörigen der Streit- 
kräfte kann erst — und zwar unter Berücksichtigung der Besoldung 
sämtlicher Beamtengruppen — bei der Besoldungsneuregelung selbst 
bestimmt werden. Es kann mit Rücksicht darauf, daß das neue Bun- 
desbesoldungsgesetz am 1. April 1956 in Kraft treten soll, auch 
keine zwingende Notwendigkeit für eine unorganische Vorweg- 
nahme anerkannt werden. 


von Hassel 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Beschlüsse des Bundesrates 


Die Bundesregierung hält an der Regierungs- 
vorlage fest. 

Der Gesetzentwurf verfolgt den Zweck, den 
Angehörigen des Bundesgrenzschutzes, die 
auf Vordienstzeiten in der früheren Wehr- 
macht oder auf Dienstzeiten im Polizeivoll- 
zugsdienst vor 1945 zurückblicken können, 
die gleiche Anrechnung dieser Dienstzeiten 
zugute kommen zu lassen, wie sie den Frei- 
willigen in den Streitkräften durch die 
Rechtsverordnung vom 15. Oktober 1955 zu- 
teil geworden ist. 

Eine solche Anpassung der Besoldung des 
Bundesgrenzschutzes an die der Freiwilligen 
in den Streitkräften erscheint bei Aufrecht- 


erhaltung des Bundesgrenzschutzes neben 
den Streitkräften notwendig, um von vorn- 
herein einer Mißstimmung bei den Angehöri- 
gen des Bundesgrenzschutzes und einem un- 
geregelten Abwandern gerade von wertvol- 
len Führungskräften des Bundesgrenzschut- 
zes zu den Streitkräften vorzubeugen. Es er- 
sdieint auch als ein Gebot der Gerechtigkeit, 
den Bundesgrenzschutz und die Streitkräfte 
von vornherein in der Besoldung gleichzu- 
stellen, weil Laufbahnen und Funktionen sich 
weitgehend entsprechen. Auch der vom Bun- 
deskabinett verabschiedete Entwurf der Be- 
soldungsneuregelung sieht deshalb eine solche 
Gleidistellung vor. 



